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Rechtsprechung
Arbeitsrecht
§111 AGB; Rahmenkollektivvertrag über die Arbeite- und 
Lohnbedingungen der Werktätigen der volkseigenen Betriebe 
des Maschinenbaus und der Elektrotechnik/Elektronik vom
5. September 1980.
Für die Gewährung von Gießereizuschlag ist die ständige 
und direkte Tätigkeit unter den Bedingungen der Gießerei­
produktion maßgebend.

Eine ständige und direkte Beschäftigung in der Gießerei­
produktion liegt für Werktätige, die im Transport, in der In­
standhaltung und in der Technischen Kontrollorganisation 
(TKO) tätig sind, nach Anlage 5 des RKV Maschinenbau, 
Elektrotechnik/Elektronik nur vor, wenn ein Anteil von min­
destens 70 Prozent der täglichen Arbeitszeit in der Gießerei­
produktion geleistet wird.
OG, Urteil vom 4. November 1982 — OAK 23/82.

Die Verklagten sind beim Kläger als Werkstoffprüfer und 
Wareneingangskontrolleure in der Abteilung Technische Kon­
trollorganisation (TKO) beschäftigt. Ihre Tätigkeit dient 
ausschließlich der Gießereiproduktion. Die Forderung, ihnen 
den Gießereizuschlag zu zahlen, lehnte der Kläger mit der 
Begründung ab, daß die Verklagten nicht ständig und direkt 
in der Gießerei beschäftigt seien. Die Verklagten bestreiten 
das nicht, sie vertreten aber die Ansicht, es komme nur dar­
auf an, daß ihre Tätigkeit der Aufrechterhaltung der Gieße­
reiproduktion diene.

Diese Auffassung vertrat auch die Konfliktkommission, 
die den Kläger antragsgemäß verpflichtete, an die Verklag­
ten Gießereizuschlag zu zahlen. Den dagegen- eingelegten 
Einspruch des Klägers wies das Kreisgericht als unbegründet 
ab.

Auf die Berufung des Klägers hob das Bezirksgericht den 
Beschluß der Konfliktkommission und das Urteil des Kreis­
gerichts auf und verurteilte den Kläger, an die Verklagten 
nur für die Zeit vom 1. Januar 1981 bis April 1982 Gießerei­
zuschlag zu zahlen. Dazu führte es aus: Nach Anlage 5 des 
am 1. Januar 1981 in Kraft getretenen Rahmenkollektivver­
trags über die Arbeite- und Lohnbedingungen der Werktä­
tigen der volkseigenen Betriebe des Maschinenbaus und der 
Elektrotechnik/Elektronik vom 5. September 1980 (Reg. 
Nr. 106/80) sei der Anspruch der Verklagten auf Gießereizu­
schlag berechtigt. Für Mitarbeiter der TKO komme es nicht 
darauf an, ob sie ständig und direkt in der Gießerei beschäf­
tigt seien. Ihnen stehe der Gießereizuschlag zu, sofern ihre 
Tätigkeit ausschließlich der Aufrechterhaltung der Gießerei­
produktion diene. Das treffe für die Verklagten zu.

Für die Zeit nach dem 1. Januar 1981 sei daher die Forde­
rung der Verklagten begründet, nicht jedoch für die vorher­
gehende Zeit, weil die damals geltende Regelung einen An­
spruch der Verklagten auf Gießereizuschlag nicht zuließ.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassationsan­
trag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Das Bezirksgericht hat zutreffend die Forderungen der Ver­
klagten abgewiesen, soweit sich diese auf den Zeitraum vor 
dem 1. Januar 1981 bezogen. Allerdings hat es bei der recht­
lichen Würdigung der insgesamt erhobenen Forderungen un­
terstellt, mit dem Inkrafttreten des RKV über die Arbeits­
und Lohnbedingungen der Werktätigen der volkseigenen Be­
triebe des Maschinenbaus und der Elektrotechnik/Elektronik 
vom 5. September 1980 (Reg. Nr. 106/80) sei eine veränderte 
Rechtslage geschaffen worden. Die Ursache hierfür liegt er­
kennbar darin, daß das Bezirksgericht das inhaltliche Anlie­
gen und die prinzipielle Zielsetzung der Festlegungen über 
die Gewährung von Gießereizuschlag fehlerhaft beurteilt hat.

Der Gießereizuschlag ist eine Form der materiellen Stimu­
lierung der Werktätigen in der Gießereiproduktion. Zu diesen 
Werktätigen gehören alle ständig und direkt in der Gießerei­
produktion beschäftigten Produktionsarbeiter, Meister und 
Angehörigen des ingenieur-technischen Personals. Mit dieser 
Festlegung in Ziff. 1 der Anlage 5 zum RKV ist klargestellt, 
daß als Voraussetzung für den Anspruch auf Gießereizuschlag 
die ständige und direkte Tätigkeit unter den Bedingungen der 
Gießereiproduktion maßgebend' ist, nicht aber eine Tätigkeit

für die Gießereiproduktion, selbst wenn sie allein deren 
Zweck dient, aber nicht ständig und direkt unter diesen 
Bedingungen ausgeübt wird. Für den Personenkreis zu dem 
die Verklagten gehören, wird eine Arbeit dann als ständige 
und direkte Tätigkeit in der Gießereiproduktion anerkannt, 
wenn immer ein Anteil von 70 Prozent der täglichen Arbeits­
zeit in der Gießereiproduktion geleistet wird.

Die hiervon abweichende, insoweit von Konfliktkommis­
sion, Kreis- und Bezirksgericht übereinstimmend vertretene 
Ansicht, für Mitarbeiter des Transports, der Instandhaltung 
und der TKO reiche als Voraussetzung für den Anspruch auf 
Gießereizuschlag aus, daß sie Arbeiten ausschließlich für die 
Gießereiproduktion ausführen, wobei es unerheblich sei, ob 
sie ständig und direkt unter den spezifischen Bedingungen 
arbeiten, widerspricht der in der Regelung eindeutig darge­
legten Stimulierungsabsicht gerade für die unter den erschwer­
ten Bedingungen und Einflüssen arbeitenden Werktätigen. Es 
ist zwar richtig, daß der Wortlaut und die Satzstellung in der 
Anlage zum RKV gegenüber der vorausgegangenen Regelung 
(RKV für die Werktätigen der volkseigenen Betriebe des Ma­
schinenbaus in der Fassung des 32. Nachtrags — Anlage 4 — 
[Reg. Nr. 62/73]) verändert ist, jedoch ist damit keine inhalt­
liche Veränderung der Regelung, insbesondere keine Erweite­
rung der Anspruchsvoraussetzungen und der Anspruchsbe­
rechtigten verbunden. Das ergibt sich aus der in beiden Re­
gelungen übereinstimmend dargelegten prinzipiellen Zielset­
zung dieser speziellen Form der materiellen Stimulierung. 
Der Wortlaut der Anlage 5 läßt folglich keine Auslegung zu, 
daß andere als ständig und direkt in der Gießereiproduktion 
Beschäftigte Anspruch auf Gießereizuschlag haben. Das stimmt 
mit den Äußerungen der Partner des RKV überein, die sie im 
Kassationsverfahren abgegeben haben.

Eine ständige Beschäftigung der Verklagten in der Gieße­
reiproduktion läge nach Anlage 5 nur vor, wenn sie ständig 
mindestens 70 Prozent der täglichen Arbeitszeit in der Gieße­
reiproduktion arbeiten würden. Das trifft jedoch nicht zu. 
Die Angaben des Klägers und der Verklagten zu deren antei­
ligem Umfang der Tätigkeit in der Gießereiproduktion stim­
men zwar nicht voll überein, jedoch gehen auch die Verklag­
ten davon aus, daß der Anteil nicht mehr als 50 Prozent be­
trägt. Damit sind die Voraussetzungen für die Gewährung 
von Gießereizuschlag nicht gegeben.

Familienrecht * 1

§§81 Abs. 2, 82 FGB; §23 Abs. 1 und 2 SozialfürsorgeVO.
1. Werden wegen Leistungsunfähigkeit des Vaters des Kindes 
die Großeltern wegen des Unterhalts in Anspruch genommen, 
hat das Gericht zunächst zu prüfen, ob die Mutter das Kind 
vorübergehend allein unterhalten kann.
2. Für die Beantwortung der Frage, ob und in welcher Höhe 
ein Verwandter (hier: der Großvater eines außerhalb der Ehe 
geborenen Kindes) für Unterhaltszahlungen leistungsfähig ist, 
sind die Bestimmungen der SozialfürsorgeVO zu beachten.
BG Cottbus, Urteil des Präsidiums vom 2. Juli 1982 — 00 BFK 
14/82.

Der Verklagte N. hat im gerichtlichen Verfahren die Vater­
schaft für das am 16. Oktober 1980 geborene Kind der Kläge­
rin anerkannt. Er ist Lehrling und deshalb zur Zahlung von 
Unterhaltsbeiträgen nicht leistungsfähig.

Das Kreisgericht hat auf Antrag der Klägerin den Vater 
des Verklagten und Großvater des Kindes in das Verfahren 
einbezogen. Dieser hat sich in einer Einigung verpflichtet, 
für das Kind ab Geburt bis zur Leistungsfähigkeit des Ver­
klagten N. monatlich 60 M Unterhalt zu zahlen. Die Einigung 
ist rechtskräftig.

Gegen diese Einigung richtet sich der Kassationsantrag 
des Direktors des Bezirksgerichts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Das Kreisgericht hat bei der Erörterung der Unterhaltsrege­
lung für das Kind nicht beachtet, daß der einbezogene Ver-


